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Antrag auf Zustimmung des Landtags zum Staatsvertrag gem. Art. 66 Satz 2 der Verfassung 
für das Land Nordrhein-Westfalen 
Drucksache 17/7726 
 
 
Staatsvertrag über die erweiterte Zuständigkeit der mit der Begleitung aufenthaltsbe-
endender Maßnahmen betrauten Bediensteten in den Ländern 
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Beschlussempfehlung 
 
Dem Antrag auf Zustimmung des Landtags zum Staatsvertrag gem. Art. 66 Satz 2 der Lan-
desverfassung, Drucksache 17/7726, wird zugestimmt. 
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Bericht  
 
A Allgemeines  
 
Der Antrag auf Zustimmung des Landtags zum „Staatsvertrag über die erweiterte Zuständig-
keit der mit der Begleitung aufenthaltsbeendender Maßnahmen betrauten Bediensteten in den 
Ländern“, Drucksache 17/7726, wurde am 13. November 2019 vom Plenum federführend an 
den Hauptausschuss sowie zur Mitberatung an den Integrationsausschuss überwiesen. 
 
 
B Beratung 
 
Der mitberatende Integrationsausschuss hat in seiner Sitzung am 20. November 2019 einstim-
mig zustimmend votiert. 
 
Der federführende Hauptausschuss befasste sich mit dem Antrag erstmalig und abschließend 
in seiner Sitzung am 12. Dezember 2019.  
 
 
C Ergebnis 
 
In der abschließenden Abstimmung wurde dem Antrag mit dem Stimmen der Fraktionen von 
CDU, SPD, FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD einstimmig zugestimmt. 
 
 
 
 
Dr. Marcus Optendrenk  
Vorsitzender 
 


